Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache Vl/2539 


Der Bundesminister Bonn, den 26. August 1971 

der Verteidigung 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Weißbuchmaßnahmen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Stahlberg, Dr. 
Klepsch, Ernesti und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/2502 - 


Im Einvernehmen mit dem Bundesminister des Innern, dem Bun- 
desminister für Wirtschaft und Finanzen und dem Bundesmini- 
ster für Städtebau und Wohnungswesen beantworte ich die vor- 
genannte Kleine Anfrage wie folgt: 

Die Bundesregierung hat den Weißbuchmaßnahmen besondere 
Priorität eingeräumt. Die im Haushaltsjahr 1971 aus Konjunk- 
turgründen notwendig gewordenen Einsparungen werden diese 
Maßnahmen nicht beeinträchtigen. Die Bundesregierung ist be- 
strebt, insbesondere die Bauprogramme der sozialen Infra- 
struktur fristgerecht abzuwickeln. 


1. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung bisher hinsichtlich 
des am 1. April 1971 vor dem Verteidigungsausschuß ange- 
kündigten Truppenversuchs für die Neuordnung des Kantinen- 
wesens ergriffen, und welche weiteren konkreten Schritte sind 
bis wann zu erwarten? 


Die Bundesregierung hat im Juli dieses Jahres den Auftrag für 
einen Truppengroßversuch mit einer zentralen Kantinenorgani- 
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sation erteilt, die den Kantinenleitern ihre unternehmerische 
Selbständigkeit läßt. 


Der Vertrag über diesen Modellversuch wird demnächst ge- 
schlossen werden. Der Versuch bedarf gründlicher Vorbereitun- 
gen. Erst Mitte 1972 kann mit dem Versuchsbeginn gerechnet 
werden. 


Darüber hinaus verhandelt die Bundesregierung über einen 
zweiten Großversuch nach dem Konzept für eine Kantinen- 
organisation mit selbständigen Pächtern. Die hierzu der Bun- 
desregierung unterbreiteten Vorschläge sind noch präziser zu 
fassen. 


Außerdem hat die Bundesregierung veranlaßt, daß ein unab- 
hängiger Gutachter eine Kosten- und Ertragsanalyse der Bun- 
deswehrkantinen vornimmt, deren Ergebnisse für die Versuchs- 
reihe verfügbar sein werden. 


2. Wann ist mit dem Inkrafttreten einer Regelung betreffend Zu- 
lage „Dienst zu ungünstigen Zeiten" für Wehrpflichtige zu rech- 
nen, nachdem die Bundesregierung durch eine Beschlußfassung 
des Bundestages vom 12. Mai 1971 zu einer derartigen Regelung 
aufgefordert worden war? 


Die Übernahme von Erschwerniszulagen, zu denen die Zulage 
für Dienst zu ungünstigen Zeiten zählt, auf Wehrsoldempfänger 
hat grundsätzliche Bedeutung und würde weitreichende Aus- 
wirkungen haben. Die Bundesregierung hat die Prüfung der 
damit verbundenen Fragen noch nicht abgeschlossen. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, entsprechende besoldungsrecht- 
liche Verbesserungen für Soldaten zu gewähren, falls sie bei 
ihrer Rechtsverordnung nach § 5 und § 53 Bundesbesoldungs- 
gesetz dem Vorschlag des Bundesrates vom 4. Juni 1971 für die 
besoldungsrechtliche Behandlung bestimmter Sonderlaufbahnen 
der Beamten folgt? 


Hinsichtlich der Vorschläge des Bundesrates vom 4. Juni 1971 
prüft die Bundesregierung, welche Regelungen im Bundes- 
bereich zu treffen wären und welche unmittelbaren und mittel- 
baren finanziellen Folgen sich hieraus ergeben würden. Dabei 
bezieht die Bundesregierung auch die Frage etwaiger künftiger 
Folgewirkungen für Soldaten in ihre Überlegungen ein. 


Die Bundesregierung wird - gemäß der Bitte des Innenaus- 
schusses des Deutschen Bundestages vom 24. Juni 1971 - über 
das Ergebnis berichten. 
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4. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung bisher veranlaßt, 
um die Globalanmietung durchzuführen, und welche weiteren 
konkreten Schritte sind bis wann zu erwarten? 


Im Weißbuch 1970 ist angekündigt, daß die Globalanmietung 
von Bundesdarlehenswohnungen auf ihre Zweckmäßigkeit unter- 
sucht wird. Um Erfahrungen mit der Globalanmietung zu ge- 
winnen, wird in sechs kleineren Standorten (Süderbrarup, 
Glinde, Visselhövede, Heidenheim, Pfreimd, Rottenburg/Laa- 
ber) ein Modellversuch unternommen. In diesen Standorten 
sind die Wohnungen teils bezugsfertig, teils im Bau; für andere 
steht der Baubeginn unmittelbar bevor. Sobald der Wohnungs- 
bau in einem Standort abgeschlossen ist, wird der Bund diese 
Wohnungen anmieten. 


5. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung bisher getroffen, 
um den bis 1973 versprochenen Bau von 27 000 Wohnungen für 
die Bundeswehr durchzuführen? Ist nach den bisherigen Maß- 
nahmen damit zu rechnen, daß diese Wohnungen bis 1973 tat- 
sächlich gebaut v/erden? Ist beabsichtigt, im Rahmen der Sper- 
rung und Umschichtung von Mitteln aus dem Verteidigimgs- 
haushalt dieses Programm zu strecken, zu kürzen oder zu 
streichen? 

Die Bundesregierung hat alles Erforderliche veranlaßt, damit 
bis Ende 1973 insgesamt 27 000 Wohnungen für die Bundes- 
wehr errichtet werden. Nach dem gegenwärtigen Baustand kann 
damit gerechnet werden, daß dieses Ziel erreicht wird. 


Es ist- vorbehaltlich der Entscheidungen über den Haushaltsplan 
1972 und die Finanzplanung bis 1975 - nicht beabsichtigt, das 
Wohnungsbauprogramm aus Haushaltsgründen zu strecken, zu 
kürzen oder zu streichen. Abzuwarten bleibt, inwieweit die Ent- 
wicklung des Grundstücks- und Baumarktes das Programm 
finanziell beeinflussen wird. 


6. Ist das vorgesehene Rahmenbauprogramm für die Modernisie- 
rung älterer Wohnungen für Bundeswehr-Bedienstete, für das 
8,5 Mio DM vorgesehen sind, von der Sperrung bzw. Kürzung 
der Mittel für den Verteidigungs-Etat im Rahmen der durchzu- 
führenden Einsparungsmaßnahmen betroffen? 


Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, das Programm für die 
Modernisierung älterer Wohnungen aus Haushaltsgründen zu 
kürzen. Die angesprochenen 8,5 Millionen DM standen bereits 
im Jahre 1970 für Sofortprogramme der Modernisierung von 
Bundesdarlehenswohnungen zur Verfügung. Für Modernisie- 
rungsvorhaben im Jahre 1971 wurden Mittel in Höhe von 65 
Millionen DM bereitgestellt. 


7. Welche konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung bisher 
getroffen, um nach Aufhebung des Bau-Stopps für Untcroffiziers- 
heime diese Heime zu bauen? In welchen Standorten sollen die 
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ersten Heime errichtet werden? Wann ist mit dem Baubeginn zu 
rechnen? Wann ist mit der Fertigstellung zu rechnen? Wie hoch 
sind die hierfür angesetzten Kosten? Ist beabsichtigt, im Rahmen 
der Sperrung von Mitteln aus dem Verteidigungshaushalt die- 
ses Programm zu strecken, zu kürzen oder zu streichen? 

a) Die Erhebungen, inwieweit der Bedarf an Unteroffizier- 
heimen durch Nutzung verfügbar, beziehungsweise freiwer- 
dender Räumlichkeiten oder durch Neu- beziehungsweise 
Anbauten zu decken ist, sind abgeschlossen. Danach wird 
der Bedarf wie folgt gedeckt: 

98 Anbauten mit rund 30 Millionen DM Investitionskosten 

176 Neubauten mit rund 264 Millionen DM Investitions- 
kosten 

für zwölf geplante Unteroffizerheime kann in den vorge- 
sehenen Liegenschaften Baugelände noch nicht verfügbar 
gemacht werden. 

b) Die Bauzeiten für die unter a) genannten Unteroffizierheime 
werden gegenwärtig in einem Rahmenprogramm festgelegt, 
das die örtlichen Möglichkeiten der Realisierung berück- 
sichtigt. 

c) Als Vorwegmaßnahme werden bis Ende 1971 noch 16 Unteroffi- 
zierheime in Fertigbauweise mit Investitionskosten in Höhe 
von rund 20 Millionen errichtet (Übergabetermin späte- 
stens 15. Dezember 1971). Dazu haben die Finanzbauverwal- 
tungen der Bundesländer Anweisung, die Aufträge für fol- 
gende Heime zu vergeben (Typ A für 121 bis 180 Unter- 
offiziere; Typ B für 181 bis 270 Unteroffiziere; Typ C für 271 
bis 400 Unteroffiziere; Typ D für 401 bis 600 Unteroffiziere): 


Lfd. Nr. Liegenschaft Typ 

1 MarFmStab 70, A 

Flensburg-Mürwik 

2 Truppenunterkunft B 

Twedterfeld 

3 Marineflugplatz D 

Kiel-Holtenau 

4 Boeselager-Kaserne, B 

Munster 

5 Wittekind-Kaserne, C 

Wildeshausen 

6 Rommel-Kaserne, D 

Osterode/Harz 

7 H. de Wynen-Kaserne, C 

Borken 

8 Lützow-Kaserne, C 

Telgte 
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9 

Westerwald-Kaserne, 

Montabaur 

c 

10 

Harthberg-Kaserne, 

Schwalmstadt 

c 

11 

Hessen-Kaserne, 

Stadt Allendorf 

c 

12 

Eichelberg-Kaserne, 

Bruchsal 

c 

13 

Eberh. Finckh-Kaserne, 
Großengstingen 

D 

14 

Rommel-Kaserne, 

Ulm-Dornstadt 

D 

15 

Heeresflugplatz 

Laupheim 

D 

16 

L w-Truppenunterkunf t 
Lautungen 

D 


8. Wann wird mit der Ausführung des Rahmenprogramms für den 
Bau von Sportstätten und Saunas begonnen? Welche Mittel sind 
hierfür bereitgestellt? Ist beabsichtigt, im Rahmen der Sperrung 
von Mitteln aus dem Verteidigungshaushalt dieses Programm 
(insgesamt 129 Sportplätze, 48 Schwimmhallen, 95 Ausbildungs- 
hallen und 58 Schwimmhallen) zu strecken, zu kürzen oder zu 
streichen? 


Folgende Investitionsmittel sind für den Vollzug des geplanten 
Rahmenprogramms erforderlich: 


Sportplätze 

rund 

49 Mio DM, 

Sport- und Ausbildungshallen 

rund 

56 Mio DM, 

Schwimmhallen 

rund 

133 Mio DM, 

Saunaanlagen 

rund 

28 Mio DM. 


Diese Mittel sind in der mittelfristigen Liegenschafts- und Bau- 
planung berücksichtigt. 


9. Wann ist mit dem Beginn des Baus von Hobby-Shops zu rech- 
nen? Welche Mittel sind hierfür bereitgestellt? Ist beabsichtigt, 
im Rahmen der Sperrung von Mitteln aus dem Verteidigungs- 
haushalt dieses Programm zu strecken, zu kürzen oder zu 
streichen? 


141 Pflegehallen (Hobby-Shops) können in Kfz-Hallen einge- 
richtet werden. Damit wurde bereits begonnen. Für 464 Pflege- 
hallen sind Neubauten erforderlich. Der Bau beginnt 1972. Für 
diese Vorhaben sind 30 Millionen DM in der mittelfristigen 
Liegenschaft- und Bauplanung berücksichtigt. 
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Zu den Fragen 7 bis 9 

Es ist nicht beabsichtigt, die Bauprogramme für Unteroffizier- 
heime, Sportanlagen und Pflegehallen zu kürzen oder zu strei- 
chen. Ob Änderungen der Haushaltslage den zeitlichen Ablauf 
des Programmvollzugs (Streckung) beeinflussen werden, ist 
noch nicht zu übersehen. 

In Vertretung 

Birckholtz 
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